
 

 

  

- 2 - 

BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 13 R 11/14 S 
 
L 12 SF 109/14 AB (Thüringer LSG) 
S 27 R 8024/11 (SG Gotha) 
 
 
 
…………………, 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Mitteldeutschland, 
Kranichfelder Straße 3, 99097 Erfurt, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 7. April 2014 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  S t e i n w e d e l  ,   den Richter   K a l t e n s t e i n  

und die Richterin   Dr.  O p p e r m a n n  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen den Beschluss des Thüringer Landessozial-

gerichts vom 4. März 2014 wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander keine außergerichtlichen Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Durch Beschluss vom 4.3.2014 hat das Thüringer LSG das Gesuch der Klägerin, die Richterin 

am SG S.              in dem zugrunde liegenden Berufungsverfahren wegen Besorgnis der Befan-

genheit auszuschließen, abgewiesen. 

 

Die Klägerin hat mit einem selbst unterzeichneten Schreiben vom 29.3.2014 gegen den vorbe-

zeichneten Beschluss des LSG Beschwerde beim BSG eingelegt. 

 

Gegen die Entscheidung des LSG ist jedoch weder Beschwerde noch ein sonstiger Rechtsbe-

helf zum BSG vorgesehen. Beschlüsse des LSG sind mit der Beschwerde an das BSG nur in 

Fällen des § 160a Abs 1 SGG - Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision - und des 

§ 17a Abs 4 S 4 Gerichtsverfassungsgesetz - Beschwerde bezüglich einer Entscheidung des 

LSG zur Zulässigkeit oder Unzulässigkeit des Rechtswegs zu den Sozialgerichten - anfechtbar. 

Diese Voraussetzungen liegen nicht vor. Der Beschluss des LSG vom 4.3.2014 ist - worauf das 

LSG dort zutreffend hingewiesen hat - nicht mit der Beschwerde zum BSG anfechtbar (§ 177 

SGG). 

 

Die Beschwerde ist aber auch schon deswegen unzulässig, weil sie nicht von einem beim BSG 

zugelassenen Prozessbevollmächtigten eingelegt worden ist (§ 73 Abs 4 SGG). Sie ist daher in 

entsprechender Anwendung des § 169 S 3 SGG zu verwerfen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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